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Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


1. Wie viele Erwerbstätige ergeben sich in den einzelnen Jahren bis 
zum Jahr 2000 aus der „Projektion der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland" (Bundesministerium 
für Wirtschaft, Dokumentation Nr. 404 vom Juli 1996)? 


Die Bundesregierung unterstellt gemäß ihrer Mittelfristprojektion 
für die Jahre 1996, 1997 und 2000 folgende Erwerbstätigenzahlen 
(für Deutschland nach dem Inlandskonzept): 

1996: rd. 34,6 Millionen; 1997: rd. 34,8 Millionen; 2000: rd. 35,6 
Millionen. Für die Zwischenjahre (1998, 1999) werden explizit 
keine konjunkturbezogenen Angaben ausgewiesen. Sie können 
lediglich rechnerisch interpoliert werden. 


2. Handelt es sich in der vorliegenden Projektion bei der Zunahme der 
Erwerbstätigen „um rd. eine Million Erwerbstätige" auf Seite 4 und 
dem Zuwachs laut Tabelle auf Seite 5 von 632 000 Erwerbstätigen 
um identische Angaben? 

Welche Abweichungen gibt es zwischen ihnen? 


Die im Text der Dokumentation Nr. 404 des Bundesministeriums 
für Wirtschaft genannte Zunahme der Erwerbstätigen „um rd. 
eine Million Erwerbstätige" korrespondiert nicht direkt mit der 
Angabe in der Tabelle auf Seite 5. Im Text wird auf den Ver- 
gleich der Angaben für die Jahre 1996 und 2000 abgestellt. 
Der Beschäftigungsanstieg beläuft sich in diesem Zeitraum auf 
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1,022 Millionen. Der in der Tabelle enthaltene Anstieg beträgt 
732 Tausend - dies ist exakt die Differenz zwischen den beiden 
Angaben für 1995 und 2000. Das heißt, für das Jahr 1996 wurde 
von einer Abnahme der Erwerbstätigenzahl um 290 Tausend 
ausgegangen. 


3. Welche Arbeitslosenzahlen ergeben sich bis zum Jahr 2000 aus der 
Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland? 


Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und damit auch der Ar- 
beitslosigkeit ist von vielen Einflußfaktoren abhängig, die nur un- 
zulänglich zu guantifizieren sind (insbesondere bezüglich der 
Angebotsseite). Aufgrund der sehr komplexen Zusammenhänge 
ist eine Prognose der Arbeitslosigkeit - insbesondere im Hinblick 
auf den betrachteten Zeithorizont der Projektion - mit großen 
Schwierigkeiten und Unsicherheiten verbunden. 


4. In welcher Form und durch welche Bedingungen hat das Ziel der 
Bundesregierung, die Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2000 auf die 
Hälfte zu reduzieren, Eingang in die Projektion der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
funden? 

Auf welche Ausgangsgröße bezieht sich die angestrebte Redu- 
zierung der Arbeitslosigkeit auf die Hälfte? 

Seinerzeit fanden die geplanten Maßnahmen der Bundesregie- 
rung, die sie im „Aktionsprogramm für Investitionen und Arbeits- 
plätze" und im „Programm für mehr Wachstum und Beschäf- 
tigung" ausführlich dokumentiert hat, Eingang in die Projektion. 
Sie stellen ein schlüssiges wirtschaftspolitisches und zielfüh- 
rendes Konzept dar, das auf die gesamtwirtschaftlichen Zusam- 
menhänge zwischen Steuer-, Wettbewerbs- und Sozialpolitik ab- 
stellt. Die Mittelfristprojektion zeigt, daß die nachhaltige Redu- 
zierung der Arbeitslosigkeit eine schwierige Aufgabe ist, die nur 
dann zu lösen ist, wenn alle am Wirtschaftsprozeß beteiligten ge- 
sellschaftlichen Gruppen und Institutionen ihr Handeln an diesem 
Ziel ausrichten. Dazu gehört, daß der Weg zur Rückführung der 
Staats- und Abgabenquote sowie die Begrenzung des Staatsein- 
flusses konsequent weiter beschritten wird. Hierfür ist ferner die 
konstruktive Mitwirkung der Länder und Gemeinden notwendig. 
Ergänzend müssen nicht zuletzt die Unternehmen und Gewerk- 
schaften ihren besonders wichtigen Teil zum Gelingen beitragen. 
Insgesamt verdeutlicht das Halbierungsziel die Dimension der 
gesellschaftlichen Aufgabe und ist als Appell zur wirksamen Be- 
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit durch alle Beteiligten an- 
zusehen. Angesichts dessen sind Fragen, ob z. B. die stark saisonal 
geprägte Zahl der registrierten Arbeitslosen vom Januar 1996 oder 
die des Jahres 1995 gemeint ist, nachrangig. 
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5. Was versteht die Bundesregierung unter dem in der Projektion 
befürchteten „unbefriedigend" hohen Arbeitslosenstand im Jahr 
2000 ? 

Ist damit eine Arbeitslosigkeit gemeint, die höher ist als die Redu- 
zierung der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2000 auf die Hälfte? 


Die Bundesregierung erwartet infolge der Wachstumsbelebung 
eine spürbare Verbesserung der Situation auf dem Arbeitsmarkt, 
die sich u. a. in einem dynamischen Beschäftigungsaufbau bzw. 
in einer deutlichen Reduktion der Arbeitslosenzahlen nieder- 
schlägt. Ungeachtet dieser positiven Entwicklung müsse nunmehr 
jede Entscheidung von Politik, Tarifparteien und Unternehmen 
an ihren Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen und auf die Beschäftigung gemessen werden. 


6. Wie soll sich nach der Projektion die Nachfrage entwickeln? 
Woraus ergibt sich der Zuwachs der Nachfrage? 

Wie korrespondiert er mit den Aussagen zur Lohnentwicklung? 


Die Tabelle „Verwendung des Bruttoinlandsprodukts zu Markt- 
preisen (in jeweiligen Preisen)" auf Seite 5 der o. g. BMWi-Doku- 
mentation gibt Auskunft über die Entwicklung der Gesamtnach- 
frage und ihrer Aggregate. Der private Verbrauch hängt stark von 
der Lohnentwicklung bzw. direkt vom verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte ab und beeinflußt entsprechend die Ge- 
samtnachfrage. Bei der Ableitung des privaten Verbrauchs wird 
die Entwicklung des verfügbaren Einkommens, das seinerseits 
stark von der (Netto-)Lohnsumme (Produkt aus Pro-Kopf-Netto- 
löhnen und Beschäftigten) und anderen Einkunftsarten geprägt 
wird, vollständig berücksichtigt. 


7. Von welchem Umfang an Investitionen der öffentlichen Hand und 
welchen Mitteln für die Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung in 
den neuen Ländern wurde in der Projektion für das Jahr 1997 aus- 
gegangen? 


Bei der Erstellung der Projektion wurde seinerzeit für die Brutto- 
investitionen des Staates (Gebietskörperschaften und Sozialver- 
sicherungen) in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnungen (VGR) ein Betrag von gut 82 Mrd. DM (in jewei- 
ligen Preisen) für das Jahr 1997 unterstellt. Der Mittelansatz für 
die Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung in den neuen Län- 
dern stellt dagegen keine eigenständige Position im Projektions- 
modell dar. Da die Fördermaßnahmen diverse Einnahmen- und 
Ausgabenkategorien des Staatskontos (VGR- Abgrenzung) be- 
rühren, können sie nur indirekt im Modell abgebildet werden. Sie 
wurden mit den Ansätzen im Finanzplan 1996 - unter Beachtung 
der geplanten Gesetzesänderungen, soweit seinerzeit bekannt - 
für das Jahr 1997 fortgeschrieben und entsprechend bei der 
Erstellung der Projektionseckwerte berücksichtigt. . 
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8. Welche Auswirkungen ergeben sich aus der im Haushaltsentwurf 
der Bundesregierung für 1997 vorgesehenen Kürzung der Inve- 
stitionen für die Projektion insgesamt sowie die Entwicklung der 
Anzahl der Erwerbstätigen und der Arbeitslosen bis zum Jahr 2000? 


Der Entwurf des Bundeshaushalts 1997 stellt eine strikte Um- 
setzung des haushaltspolitischen Teils des „Programms für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" dar, das in seiner Gesamtheit ge- 
würdigt werden muß. Isolierte Wirkungsaussagen zum erwähnten 
Programm, erst recht zu seinen Einzelmaßnahmen, sind weder 
möglich noch sinnvoll. Die Begrenzung der öffentüchen Defizite 
durch Haushaltseinsparungen ist im Zusammenhang des Pro- 
gramms unverzichtbares Ziel der Finanzpolitik. Gleichwohl er- 
reicht die Investitionsquote im Entwurf des Bundeshaushalts 1997 
mit 13,8 v. H. nahezu das Niveau des Durchschnittswertes der 
Jahre 1990 bis 1995 (ca. 13,9 v. H.). Der Rückgang der Investi- 
tionsausgaben 1997 gegenüber 1996 läßt überdies nicht auf einen 
gleich hohen gesamtstaatlichen Rückgang der öffentlichen Inve- 
stitionstätigkeit. schließen. Vielmehr ist er zur Hälfte auf den 
Wegfall der seit 1993 im Rahmen des Gemeindeverkehrs-Finan- 
zierungsgesetzes zusätzlich bereitgestellten Finanzmittel in Höhe 
von jährlich 3 Mrd. DM zurückzuführen. Zum Ausgleich erhalten 
die Länder steigende Beträge aus dem Mineralölsteueraufkom- 
men des Bundes für den öffentlichen Personennahverkehr, die 
nicht im Verkehrshaushalt veranschlagt werden. 


9. Welche Auswirkungen ergeben sich aus der im Haushaltsentwurf 
der Bundesregierung für 1997 vorgesehenen Kürzung der Mittel für 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung in den neuen Ländern für 
die Projektion insgesamt sowie die Entwicklung der Anzahl der Er- 
werbstätigen und der Arbeitslosen bis zum Jahr 2000? 


Die Bundesregierung hat mehrfach betont, daß mit zunehmender 
Angleichung der ökonomischen Leistungsfähigkeit der neuen an 
die alten Länder das Fördervolumen sukzessive zurückgeführt 
werden muß. In der Projektion drückt sich die Erwartung der 
Bundesregierung aus, daß bis zum Jahre 2000 deutliche Fort- 
schritte beim Angleichungsprozeß erzielt werden können. Das 
heißt, es wurde im Einklang mit der erwarteten Entwicklung ein 
Abschmelzen der Fördermittel unterstellt. Allerdings lassen sich 
die Auswirkungen einer Einzelmaßnahme nicht - bei Berück- 
sichtigung der komplexen Wechselwirkungen - isolieren. 


10. Aufgrund welcher Faktoren ergibt sich in der vorgelegten Projek- 
tion eine „ökonomische Angleichung " zwischen alten und neuen 
Ländern? 


Das Anpassungstempo für die ökonomische Angleichung wird im 
wesentlichen durch die reale Wachstumsratendifferenz beim BIP 
bestimmt. Ausdruck dieser Wachstumsratendifferenzen sind die 
auf Seite 4 der zitierten BMWi-Dokumentation ausgewiesenen 
Relationen. 
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11. Welcher Zielstellung zum Abbau der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 
2000 um die Hälfte gilt entsprechend in den alten und in den neuen 
Ländern? 


Die formulierte Zielvorstellung bezog sich auf die Arbeitslosen- 
entwicklung in Deutschland. Da es sich hierbei um ein gesamt- 
deutsches Problem handelt, wurde das Ziel nicht regional diffe- 
renziert. 


12. Welcher Reduzierung der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2000 ent- 
spricht der in der Projektion ermittelte Zuwachs der Beschäftigten 
(Arbeitnehmer) bis zum Jahr 2000 um 63 000 in den neuen Ländern 
und um 501 000 in den alten Ländern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwicklung? 


Annahmegemäß könnten im Zeitraum 1995 bis 2000 insgesamt 
rechnerisch 732 Tausend neue Arbeitsplätze entstehen. Aufgrund 
des weiter ansteigenden Arbeitskräfteangebots kann die zuneh- 
mende Beschäftigung nicht im gleichen Umfang zu einem Abbau 
der Arbeitslosigkeit führen. Für die alten Länder ergibt sich 
gemäß der Mittelfristprojektion folgende Entwicklung (bezogen 
auf das Basisjahr 1995): Die Erwerbspersonen (Angebot) sowie 
die Erwerbstätigen (Selbständige und beschäftigte Arbeitnehmer) 
nehmen in diesem Zeitraum um 490 bzw. 607 Tausend zu. Die 
Differenz zwischen beiden Größen ergibt den Abbau der Arbeits- 
losigkeit (um 117 Tausend). Analog ergibt sich für die neuen Län- 
der ein Zuwachs bei den Erwerbspersonen von 120 Tausend und 
bei den Erwerbstätigen von 125 Tausend. Damit korrespondiert 
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit um 5 Tausend. Bei diesen 
Überlegungen ist zu beachten, daß die Arbeitslosenzahl in diesem 
Jahr auf knapp 4 Millionen im Durchschnitt - wie in der Projektion 
unterstellt - ansteigen wird. Das heißt bis zum Jahre 2000 werden 
im Vergleich zu 1996 rd. 500 Tausend Arbeitslose eine Beschäfti- 
gung aufnehmen können. Die skizzierte Entwicklung ab 1997 
wird von der Bundesregierung insgesamt als positiv angesehen. 
Sie könnte jedoch in den neuen Ländern noch günstiger ausfallen, 
wenn das starke Auseinanderfallen der Lohn- und Produktivitäts- 
entwicklung, das seinen Niederschlag in der weiterhin ungün- 
stigen Lohnstückkostenentwicklung findet, durch eine entspre- 
chende beschäftigungsorientierte Lohnpolitik umgekehrt würde. 


13. Welche Wirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
die Arbeitsplatzsituation, wie zum Beispiel durch Kapitalflucht, 
Flucht in Sachwerte oder andere, erwartet die Bundesregierung 
vom Eintritt in die Europäische Währungsunion 1999? 

Wurde der Bundesminister der Finanzen in der WirtschaftsWoche 
Nr. 38 vom 12. September 1996 richtig zitiert, daß „mit Einführung 
einer europäischen Währung und bei unzureichender Harmoni- 
sierung der Zinsbesteuerung" könnte innerhalb der Europäischen 
Union die Kapitalflucht „weiter zunehmen und die negativen Aus- 
wirkungen auf den Finanzplatz Deutschland an Gewicht gewin- 
nen " ? 


Der Vertrag über die Europäische Union enthält die notwendigen 
Regelungen dafür, daß der Euro genauso stabil wird wie die Mark. 
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Für Kapitalflucht, Flucht in Sachwerte oder ähnliche Reaktionen 
auf die Einführung der gemeinsamen Währung besteht deshalb 
kein Anlaß. Die Bundesregierung erwartet vielmehr, daß die 
Währungsunion sich aufgrund vielfältiger Vorteile günstig auf die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Beschäftigungslage 
auswirken wird. Dazu wird auf die Anwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Abgeordneten Kristin Heyne und an- 
dere und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Die Zukunft 
der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion" (Drucksache 
13/2858 vom 30. Oktober 1995) zu Frage 1 verwiesen. 

Das Zitat in der „Wirtschaftswoche" ist zutreffend. Mit der Ein- 
führung einer einheitlichen Europäischen Währung entfällt ein 
Währungsrisiko für Kapitalanlagen innerhalb der EU. Dies kann 
es privaten Anlegern weiter erleichtern, Vermögen im Ausland 
anzulegen. Die Europäische Kommission hat sich zwischenzeitlich 
dem Standpunkt der Bundesregierung angeschlossen, daß der 
Einführung von europäischen Mindeststandards auch im Hin- 
blick auf die Währungsunion höchste Priorität einzuräumen ist. 
Die Bundesregierung hält die von ihr bereits im Jahr 1994 unter- 
breiteten Vorschläge weiterhin für eine konsensfähige Lösung. 
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